
MiStra: 28 Strafsachen gegen Betreiberinnen und Betreiber von sowie Beschäftigte in Alten- und 
Pflegeeinrichtungen, betreuten Wohnformen, ambulanten Pflegediensten und Werkstätten für Menschen 
mit Behinderung, Einrichtungen oder Gruppen, die den Werkstätten angegliedert sind, sowie 
Tagesförderstätten, Leistungserbringern der Eingliederungshilfe sowie erlaubnispflichtigen Einrichtungen 
für Kinder und Jugendliche mit Behinderung§ 13 Absatz 2, § 14 Absatz 1 Nummer 5, Absatz 2 EGGVG

28  Strafsachen gegen Betreiberinnen und Betreiber von sowie Beschäftigte in Alten- und 
Pflegeeinrichtungen, betreuten Wohnformen, ambulanten Pflegediensten und Werkstätten für 
Menschen mit Behinderung, Einrichtungen oder Gruppen, die den Werkstätten angegliedert sind, 
sowie Tagesförderstätten, Leistungserbringern der Eingliederungshilfe sowie erlaubnispflichtigen 
Einrichtungen für Kinder und Jugendliche mit Behinderung
§ 13 Absatz 2, § 14 Absatz 1 Nummer 5, Absatz 2 EGGVG
 
(1) In Strafsachen gegen Betreiberinnen oder Betreiber, Vertretungsberechtigte juristischer Personen als 
Betreiber, Leiterinnen oder Leiter von sowie Pflegedienstleiterinnen oder Pflegedienstleiter und andere 
pflegerisch oder betreuerisch tätige Beschäftigte in

–  Einrichtungen im Sinne der landesrechtlichen Vorschriften zum Heimrecht,
 
–  Werkstätten für Menschen mit Behinderung, Einrichtungen oder Gruppen, die den Werkstätten 
angegliedert sind, Einrichtungen anderer Leistungsanbieter im Sinne von § 60 SGB IX sowie 
Tagesförderstätten und vergleichbaren Angeboten der Behindertenhilfe,

 
–  ambulanten Pflegediensten nach SGB V und SGB XI und

 
–  Diensten der Eingliederungshilfe nach SGB IX Teil 2 und

 
–  erlaubnispflichtigen Einrichtungen für Kinder und Jugendliche mit Behinderung

 
sind, wenn der Tatvorwurf auf eine Verletzung von Pflichten schließen lässt, die bei der Ausübung der 
Tätigkeit zu beachten sind, oder er in anderer Weise geeignet ist, Zweifel an der Eignung, Zuverlässigkeit 
oder Befähigung hervorzurufen, mitzuteilen

1.  der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls,
 
2.  die Erhebung der öffentlichen Klage,

 
3.  der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 oder 2 zu machen war.

 
(2) 1In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten und in sonstigen 
Verfahren bei Verurteilung zu einer anderen Maßnahme als einer Strafe oder einer Maßnahme im Sinne 
des § 11 Absatz 1 Nummer 8 StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere Umstände des 
Einzelfalles sie erfordern. 2Sie ist insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits ihrer Art nach geeignet ist, 
Zweifel an der Zuverlässigkeit oder Eignung für die gerade ausgeübte berufliche Tätigkeit hervorzurufen. 
3Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 4Die Sätze 1 
bis 3 gelten nicht bei Straftaten, durch die der Tod eines Menschen verursacht worden ist, und bei 
gefährlicher Körperverletzung.

(3) Die Mitteilungen sind unter Nennung der Beschäftigungsstelle an die für die jeweilige Einrichtung 
zuständige Aufsichtsbehörde und an die zuständige oberste Landesbehörde zu richten und als „Vertrauliche 
Personalsache“ zu kennzeichnen.


